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Oesterreich.

Oberster Gerichtshüf.

5. Februar 1930 (3. 0 b969/29) (Entscheidungen des österr. 0. IG. H.
Bd. XII (1930) Heft 1 S. 128).

Rechtshilfeersuchen- Umfang der Prüfung der Zuständig-
keit des ersuchenden Gerichts.

i. Bestimmt ein Rechtshillevertrag, daß die Zwangsvollstreckung
aus einem Urteil eines Gerichts im anderen Vertragsstaat dann zuzulassen
ist, wenn das Gericht zuständig ist, und erklärt der Vertrag die Zuständig-
keit für gegeben, wenn die Rechtssache nach dem Recht des ersuchten Staates
bei einem Gericht des ersuchenden Staates anhängig gemacht werden konnte,
so braucht nicht die örtliche und sachliche Zuständigkeit des erkennenden
Gerichts, sondern nur die Zuständigkeit irgend eines Gerichtes des er-

suchenden Staates dargetan zu werden.
2. Für diese Feststellung genügt nicht die Darlegung, daß die Zu-

ständigkeit eines Gerichts des, ersuchenden Staates möglich ist; sie muß
im einzelnen Falle als durch den Sachverhalt- nach Maßgabe des inländi-
schen Rechts begründet erwie werden.&apos;

&apos;

Tatbestand: Begehrt wird die Zulassung der Zwangsvollstreckung
für das Urteil eines jugoslawischen Gerichts, durch das auf Anfechtungs-
klage des Masseverwalters im Konkurse eines in Jugoslawien

&apos;

ansässigen
Gemeinschuldners der in Wien wohnhafte Beklagte, ein Gläubiger
des Gemeinschuldners, zur Rückerstattung einer von diesem in Er-

füllung einer Vertragsverpflichtung empfangenen Zahlung verurteilt ist.

Gründe: Die Bestimmung der Art. 40, 41 des Staatsvertrages
(mit Jugoslawien) I), BGBl. Nr. ioo aus 192,9, unterscheidet sich keines-

wegs von der Bestimmung des § 8o, Z. i, Exekutionsordnung. Art. 41
des Staatsvertrages verlangt nicht, daß das Titelgericht bei Anwendung
österreichischen Rechtes örtlich und sachlich zuständig gewesen wäre,
sondern nur, daß irgendein Gericht des ersuchenden Staates nach
diesem Gesichtspunkte zuständig gewesen wäre. Dazu genügt aber.

nicht, wie der Revisionsrekurs vermeint, daß die Zuständigkeit eines
ausländischen Gerichtes nur überhaupt möglich und nicht von vorn-

herein ausgeschlossen ist (wie in jenen Fällen, in denen das inländische

Recht ausländischen Erkenntnissen die Vollstreckung oder Anerkennung
grundsätzlich versagt - § 81 EO.); es ist vielmehr erforderlich, daß

im einzelnen Falle Umstände vorliegen, die geeignet sind, die Zuständig-
keit eines ausländischen Gerichtes nach Maßgabe des inländischen

Rechtes zu begründen. Das ist hier nicht der Fall. Die Zuständigkeit
des ausländischen Gerichtes stützt sich nach dem Akteninhalt nur auf

§ 2j des ungarischen Gesetzartikels LIV aus 1912.
Dieser Gerichtsstand ist aber dem österreichischen Prozeßrechte

Zusatzdes Bearbeiters.
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fremd. Ein anderer, auch in Österreich anerkannter Gerichtsstand

liegt nicht vor; der Gerichtsstand des Erfüllungsortes nach § 88 Juris-
diktionsnorm kommt nicht in Betracht.

Auch aus § 37 ABGB. läßt sich die Zulässigkeit der Vollstreckung
nicht ableiten. Nach -der ausdrücklichen Bestimmung des Art. 41 des

Staatsvertrages ist die Zuständigkeit nicht nach den Gesetzen des

erkennenden Gerichtes, sondern nach den Gesetzen des um die Zwangs-
vollstreckung ersuchten Gerichtes. zu beurteilen.

Aus diesem Gru&apos;nde&quot;ist auch die Unterlassung der Einwendung
der Unzuständigkeit vor dem &apos;erkennenden Gerichte belanglos. &apos;Denn

im Verfahren vor dem Prozeßgerichte gilt für die Zuständigkeit die

lex fori; auf die, Vollstreckbarkeit kommt nach Art- 41 des Staats-
vertrages das Gesetz des um die Vollstreckung &apos;ersuchten Staates in&apos;

Betracht.
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